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αDie Würde des Menschen ist unantast-
bar. Sie zu achten und zu schützen ist 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.ά 
 
 
Artikel 1 (1) des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland 

 
 

    

 

 

 

 
 

αWŜŘŜ tŜǊǎƻƴ Ƙŀǘ Řŀǎ wŜŎƘǘΣ ǎƛŎƘ ŦǊŜƛ ǳƴŘ 
friedlich mit anderen zu versammeln und 
sich frei mit anderen zusammenzuschlie-
ßen; dazu gehört auch das Recht, zum 
Schutz seiner Interessen Gewerkschaften 
zu gründen und Gewerkschaften beizu-
ǘǊŜǘŜƴΦά 
 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und  
Grundfreiheiten (Europäische Menschenrechtskonvention)  

Artikel 11 (Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit) 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

 

Die Broschüre informiert über das arbeitnehmerseitige IFA-
Management und  dokumentiert die Ergebnisse des europäischen 
tǊƻƧŜƪǘǎ α¢/!ǎ ƛƴ ǇǊŀŎǘƛŎŜά όt!{h/ύ 

Die Maßnahme wurde im Zeitraum Dezember 2011 ς März 2013 in der ver-
antwortlichen Trägerschaft von Arbeit und Leben Bielefeld e.V. (DGB/VHS) 
durchgeführt und von der Europäischen Kommission im Rahmen der Haus-
ƘŀƭǘǎƭƛƴƛŜ лпΦлоΦлоΦло όαLƴŦƻǊƳŀǘƛƻƴΣ .ŜǊŀǘǳƴƎ ǳƴŘ aƛǘōŜǎǘƛƳƳǳƴƎ ŘŜǊ ¦n-
ǘŜǊƴŜƘƳŜƴǎǾŜǊǘǊŜǘŜǊάύ ƎŜŦǀǊŘŜǊǘΦ  

(Project Ref. Nr. VS/2011/003/0200) 
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Über das Projekt 

Diese IFA-Praxishilfe ist Teil und Ergebnis des von der Europäischen Kommission ge-
förderten Projekts ά¢/!ǎ ƛƴ ǇǊŀŎǘƛŎŜ - {ǘǊŜƴƎǘƘŜƴƛƴƎ ǿƻǊƪŜǊǎΩ ǊŜǇǊŜǎŜƴǘŀǘƛǾŜǎ ǇŀǊǘƛŎƛǇa-
tion and promoting social dialogue for implementation, monitoring and further devel-
opment of Transnational Company Agreements at Pfleiderer, Wilkhahn and further com-
ǇŀƴƛŜǎ ŦǊƻƳ ǿƻƻŘκŦǳǊƴƛǘǳǊŜ ǎŜŎǘƻǊέ  

(Kurzbezeichnung: PASOC ς Workers Participation and Social Dialogue) 

Das Projekt PASOC ist eine Gemeinschafts-Initiative des Europäischen Betriebsrats der 
Pfleiderer AG und  von Arbeit und Leben Bielefeld e.V. (DGB/VHS). In 2012 wurden drei 
transnationale IFA-Workshops und eine Europäische Betriebsräte-Konferenz durchge-
führt. An diesen Projektveranstaltungen waren GewerkschaftsvertreterInnen und Be-
triebsräte aus fünf multinationalen Unternehmen ς Pfleiderer, Wilkhahn, Staedtler, 
Schwan-Stabilo, Faber-Castell ς beteiligt. Themen der Zusammenarbeit waren der Infor-
mations- und Praxisaustausch über Erfahrungen, Strategien und Praktiken beim IFA-
Management in den Unternehmen. 

Das Projekt und die damit verbundenen Aktivitäten wurden in enger Zusammenarbeit 
mit nationalen Gewerkschaften und der zuständigen Europäischen Gewerkschaftsfödera-
tion entwickelt und durchgeführt.  

¶ IG Metall (Deutschland) 

¶ Europäische Föderation der Bau- und Holzarbeiter (EFBH) 

¶ bƛŜȊŀƭŜȊƴȅ {ŀƳƻǊȊŀŘƴȅ ½ǿƛŀȊŜƪ ½ŀǿƻŘƻǿȅ α{ƻƭƛŘŀǊƴƻǎŎέ όPolen) 

¶ Zwiazek Zawodowy BUDOWLANI (Polen) 

¶ Facket for Skögs-, Träoch Grafisk Bransch (Schweden) 

Mehr Informationen zum Projekt unter: http://pasoc.innopas.eu/    
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1. Argumente: Ziele und Stellenwert  
von IFAs aus gewerkschaftlicher Sicht 

Transnationale Vereinbarungen in multinationalen Unternehmen (TCAs) ς hier in 
der Form von Internationalen Rahmenabkommen (IFAs)  ς sind von zunehmender 
Bedeutung für die Sicherung der Sozial- und Arbeitsrechte in globalisierten Ar-
beitsmärkten. Die Euro-Schuldenkrise, wachsende Staatsdefizite und das gebrems-
te Wirtschaftswachstum in vielen europäischen Ländern bergen die Gefahr einer 
europäisch auseinander fallenden wirtschaftlichen und sozialpolitischen Entwick-
lung in sich. In der Konsequenz würde dies bedeuten, dass nationale Entwicklungs-
unterschiede nicht kleiner sondern größer werden. EU-weit agierende Unterneh-
men sind hier besonders anfällig. Verschlechterungen im wirtschaftlichen und sozi-
alpolitischen Klima ς und dies nicht nur in den Krisenländern der Eurozone wie 
Griechenland, Spanien, Portugal oder Italien ς setzen die Unternehmen EU-weit 
unter Druck. Schon heute können wir in vielen internationalen Unternehmens-
gruppen  eine drastische Zunahme prekärer Beschäftigungsverhältnisse, die Auf-
weichung von Tarifverträgen, Verstöße gegen geltende Betriebsvereinbarungen 
und den Abbau von sozialen und betrieblichen Leistungen feststellen.  
 
TCAs (IFAs) sind daher heute mehr denn je wichtige, soziale und beschäftigungs-
politische Sicherungsinstrumente, mit denen das Auseinanderdriften von Standards 
im europäischen Standortwettbewerb und weltweit verhindert und die soziale Ver-
antwortung von multinationalen Unternehmen gestärkt wird.  
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α5ƛŜ 5ŜŦƛƴƛǘƛƻƴ ŜƛƴŜǊ ǘǊŀƴǎƴŀǘƛƻƴŀƭŜƴ 
Unternehmensvereinbarung (TCA) der 
EU lautet wie folgt: 
 

 Χ ŜƛƴŜ ±ŜǊŜƛƴōŀǊǳƴƎ ǸōŜǊ ƎŜƎŜƴǎŜƛǘƛƎŜ 
Verpflichtungen, die sich auf mehrere 
Staaten bezieht und von einem oder meh-
reren Unternehmensvertretern oder einer 
Unternehmensgruppe einerseits und von 
einer oder mehreren Gewerkschaften an-
dererseits abgeschlossen worden ist und 
sich auf Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen und /  oder die Beziehungen 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmern 
oder deren Vertretern bezieht. 
Heute gibt es etwa 200 dieser Vereinba-
rungen, an denen ca. 100 Unternehmen 
beteiligt sind. Einige davon haben mehr als 
eine Vereinbarung abgeschlossen. Etwa 80 
davon werden als internationale Rahmen-
vereinbarungen (IFAs) bezeichnet und 
konzentrieren sich auf die Einhaltung 
grundlegender sozialer Rechte, die meis-
ten davon außerhalb Europas. Die restli-
chen Vereinbarungen ς europäische Rah-
menvereinbarungen (EFAs) oder gemisch-
te Vereinbarungen ς sind Vereinbarungen 
vor einem europäischen oder gemischten 
Hintergrund, die sich auf bestimmte The-
men wie Restrukturierung, Ausbildung 
oder Gleichbehandlung konzentrieren.  
TCAs (d.h. IFAs und EFAs) sind außerdem 
ein auf Europa konzentrierter Prozess, 
wobei die Mehrzahl der Vereinbarungen 
von Unternehmen geschlossen wird, die 
ihren Sitz in Frankreich und Deutschland 
haben. Obwohl diese Unternehmen ihren 
Hauptsitz in einem bestimmten Land ha-
ben, sind Produktion und Betriebstätigkeit 
häufig global, was eine deutliche Unter-
scheidung zwischen europäischen und 
internationalen Vereinbarungen sehr er-
ǎŎƘǿŜǊǘΦέ   

9/ ǎǘŀŦŦ ǿƻǊƪƛƴƎ ŘƻŎǳƳŜƴǘ ƻƴ ά¢ƘŜ ǊƻƭŜ ƻŦ 
transnational company agreements in the 
context of increasing ƛƴǘŜǊƴŀǘƛƻƴŀƭ ƛƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴέ 
(SEC (2008)    
Source:  
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=707
&langId=en&intPageId=214 

 

Multinationale Unternehmen, welche mit internationalen 
Gewerkschaftsbünden Rahmenabkommen abschließen, 
verpflichten sich, die grundlegenden Arbeitsnehmerrech-
te der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zu res-
pektieren. Des Weiteren verpflichten sie sich, Gewerk-
schaftsrechte und das Recht auf Kollektivverhandlungen 
zu achten und Chancengleichheit, ausreichende Löhne 
und menschenwürdige Arbeitsbedingungen sowohl im 
eigenen Unternehmen als auch bei ihren Subunterneh-
men und Lieferanten zu gewährleisten.  
Internationale Rahmenabkommen sind für die Gewerk-
schaften ein globales Instrument, um grundlegende Or-
ganisations-, Sozial- und Arbeitnehmerrechte national, 
europäisch und weltweit durchzusetzen.  
 
Der Erfolg von Internationalen Rahmenabkommen hängt 
entscheidend von der Stärke der Gewerkschaften auf 
einzelstaatlicher Ebene, von bestehenden Aktivitäten in 
den (Europäischen) Betriebsräten oder auf der Ebene von 
globalen Kampagnen ab. Zudem ist es wichtig, dass Kol-
lektivverhandlungen auch auf einzelstaatlicher und Un-
ternehmensebene erfolgreich geführt werden können. In 
vielen Ländern konnten die grundlegenden ILO-
Schutzmechanismen in der Arbeit von den globalen, nati-
onalen oder regionalen gewerkschaftlichen Organisatio-
nen durchgesetzt werden.  
 
Wenn eine Belegschaft in Europa sich mit den KollegIn-
nen in Produktionsstandorten auf anderen Kontinenten 
solidarisiert und selbst Konzepte entwickelt, wie sich 
auch andernorts gute Arbeit durchsetzen lässt, wenn Be-
triebsvereinbarungen gute Arbeitsbedingungen, sozialen 
Schutz, equal pay  oder Chancengleichheit garantieren 
oder wenn sich ein multinationales Unternehmen aus 
eigenem Antrieb auf die Einhaltung sozialer Standards 
verpflichtet - dann fördern diese Strategien auf betriebli-
ŎƘŜǊ ǳƴŘ ƴŀǘƛƻƴŀƭŜǊ 9ōŜƴŜ αDǳǘŜ !ǊōŜƛǘά ǿŜƭǘǿŜƛǘΦ 
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Schon die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der UN-
Charta hat in Artikel 23 gute und menschenwürdige Arbeit 
zum universellen Menschenrecht erklärt.  Anknüpfend an die-
se Verpflichtungen aus dem Völkerrecht hat die Internationale 
!ǊōŜƛǘǎƻǊƎŀƴƛǎŀǘƛƻƴ όL!hύ ǾƛŜǊ DǊǳƴŘǇǊƛƴȊƛǇƛŜƴ ŦǸǊ αƳŜn-
scƘŜƴǿǸǊŘƛƎŜǎά [ŜōŜƴ ǳƴŘ !ǊōŜƛǘŜƴ ŦŜǎǘƎŜƭŜƎǘΦ  

 
Diesen Grundprinzipien entsprechen die so genannten Kern-
arbeitsnormen der ILO. Diese bestehen aus acht Überein-
kommen, zu deren Einhaltung sich die ILO-Mitgliedsstaaten 
verpflichtet haben. Die Kernarbeitsnormen verbieten Zwangs-
arbeit, Diskriminierung am Arbeitsplatz sowie Kinderarbeit. 
Und sie gewähren das Recht auf gewerkschaftliche Organisa-
ǘƛƻƴΣ ¢ŀǊƛŦǾŜǊƘŀƴŘƭǳƴƎŜƴ ǳƴŘ αƎƭŜƛŎƘŜƴ [ƻƘƴ ŦǸǊ ƎƭŜƛŎƘŜ !r-
ōŜƛǘάΦ 

Das internationale Übereinkommen zur Organisations- und 
Gewerkschaftsfreiheit und das Recht auf Kollektiv-
verhandlungen ist die Grundlage dafür, dass Beschäftigte sich 
weltweit in Gewerkschaften organisieren können und so auf 
Augenhöhe mit den ArbeitgeberInnen verhandeln können. 
Obwohl inzwischen über 160 Staaten das ILO-Abkommen über 
das Recht auf Kollektivverhandlungen unterzeichnet haben, ist 
dieses in vielen Ländern immer noch nicht vollständig durch-
gesetzt. Es gilt weder in China, Südkorea und Indien noch in 
Mexiko, Kanada oder den USA und auch nicht in Afghanistan, 
Burma, Iran, Saudi-Arabien, Somalia, Thailand und Vietnam. 
Dabei gehört die Freiheit, sich gewerkschaftlich zu organisie-
ren, zum Kern eines Lebens ohne Ausbeutung. Ohne Gewerk-
schaftsfreiheit und Verhandlungsmacht kann die Befreiung 
von Kinderarbeit, Zwangsarbeit und Diskriminierung nicht er-
folgreich durchgesetzt werden. 

 

 

Anti-Diskri-
minierung in 

Beschäftigung 
und Beruf 

Abschaffung 
von 

Kinderarbeit 

Beseitigung 
der 

Zwangsarbeit 

Vereinigungs-
freiheit und 
Recht auf 
Kollektiv-

verhandlungen 

Die vier ILO-
Grund-

prinzipien 

1.1.  ILO-Normen:  Soziale Mindeststandards in der  
         globalisierten Wirtschaft 

Zu den Kernarbeitsnormen gehören 
folgende Konventionen: 

o Nr. 29  Zwangsarbeit, 1930 

o Nr. 87  Vereinigungsfreiheit und 
Schutz des Vereinigungsrechtes, 
1948 

o Nr. 98  Vereinigungsrecht und 
Recht zu Kollektiv-
verhandlungen, 1949 

o Nr. 100  Gleichheit des Entgelts, 
1951 

o Nr. 105  Abschaffung der 
Zwangsarbeit, 1957 

o Nr. 111  Diskriminierung (Be-
schäftigung und Beruf), 1958 

o Nr. 138  Mindestalter, 1973 

o Nr. 182  Verbot und unverzügli-
che Maßnahmen zur Beseitigung 
der schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit, 1999 



 
  

Internationale Rahmenvereinbarungen verpflichten die 
Unternehmen, die so genannten Kernarbeitsnormen der 
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO = ILO) zur Wah-
rung der Menschenwürde mit sozialen Mindeststandards 
verbindlich umzusetzen. 

Lƴ ƛƘǊŜǊ α5ŜŎŜƴǘ ²ƻǊƪ !ƎŜƴŘŀά Ǿƻƴ мффф Ŧŀǎǎǘ ŘƛŜ L[O 
alle Vereinbarungen und Empfehlungen in einer neuen 
Leitlinie zusammen.  
Demnach machen vier Kernbedingungen menschenwürdi-
ge Arbeit aus:  

o die Achtung der Rechte bei der Arbeit ς allerwenigs-
tens die Einhaltung der Kernarbeitsnormen (Verbot 
von Kinder- und Zwangsarbeit, Vereinigungsfreiheit 
und Diskriminierungsverbot), 

o ein ausreichendes Einkommen, um die Grundbedürf-
nisse abzudecken und sich durch Arbeit aus der Armut 
befreien zu können, 

o soziale Sicherung, 

o und der soziale Dialog über die Gestaltung der Arbeits-
bedingungen 

 
!ǳǎ ŘƛŜǎŜƴ α²Ŝƭǘ-aƛƴŘŜǎǘǎǘŀƴŘŀǊŘǎά ŜǊƎŜōŜƴ ǎƛŎƘ ŦǸǊ ŘƛŜ 
ILO vier strategische Ziele: 

o Mehr und bessere Beschäftigungsmöglichkeiten schaf-
fen.  

o Arbeitnehmerrechte respektieren und gesetzlich absi-
chern. 

o Systeme der sozialen Sicherung auf- und ausbauen.  

o Den sozialen Dialog zwischen Arbeitgebern und Ge-
werkschaften fördern. 

 

Die neue Qualität dieser Strategie: Der "decent work"-
Ansatz fordert nicht nur das Recht auf menschenwürdige 
Arbeit, sondern macht Vorgaben, diese  Rechte mit kon-
kreten Regelungen umzusetzen und auszuweiten ς und 
diese im Dialog zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaf-
ten gemeinsam auszugestalten. Dahinter steht die Logik, 
dass es ohne produktive Arbeit kein Einkommen gibt, und 
Menschen sich ohne Einkommen nicht aus der Armut be-
freien können. 

Im Vordergrund steht die aktive Gestaltung von Verbes-
serungen, die auf einem sozialen Mindestschutz aufbau-
en! 
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Quellen und Hinweise  
zum Weiterlesen 

Bau- und Holzarbeiter-Internationale 
(BHI), Marion Hellmann, 10.12. 2012 
.²LΩǎ ǿƻǊƪ ƻƴ aǳƭǘƛƴŀǘƛƻƴŀƭ /ƻƳǇa-
nies 

European Commission, Expert Group 
Transnational Company Agreements 
Draft elements for conclusions of DG 
Employment, Social Affairs and Inclu-
sion 

Revised Working document , 31 Jan-
uary 2012 and Report, 31 January 
2012 
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?cat
Id=707&langId=en&intPageId=214  

Für universelle Menschenrechte 
http://www.dgb.de/themen/++co++615
7a9a0-2961-11df-48e5-
001ec9b03e44/@@dossier.html 

IG Metall Vorstand Frankfurt, FB Inter-
nationales/Europa, 2006 

Leitfaden für die Umsetzung und 
Überwachung Internationaler Rah-
menvereinbarungen 

International Training Centre of the 
International Labour Organization, 2010 

Key issues for management to con-
sider with regard to Transnational 
Company Agreements (TCAs) 

Werner Sengenberger (Vortragsmanu-
skript vom 26. April 2012) 

α!ǊōŜƛǘ ƛǎǘ ƪŜƛƴŜ ²ŀǊŜάΦ ½ǳ tƘƛƭƻǎo-
phie, Mandat, Wirksamkeit und prak-
tische Relevanz der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) 

VENRO ς Verband Entwicklungspolitik 
deutscher Nichtregierungsorganisatio-
nen e.V., 2008 

Menschenwürdige Arbeit als Beitrag 
zur Armutsbekämpfung (2015 im 
Gespräch, Nr. 14) 



  

1.2.  Fünf Unternehmen ς Fünf Vereinbarungen:  
         Die im Projekt beteiligten Unternehmen 

Die PFLEIDERER AG mit Konzernsitz in Neu-
markt/Deutschland zählte bis 2011 zu den europäisch füh-
renden Holzwerkstoff-Konzernen mit damals insgesamt 13 
Produktionsstandorten in Deutschland, Polen und Schwe-
den und weiteren Werken in USA/Kanada und in Russland. 
Weltweit beschäftigte die Pfleiderer AG (und ihre nationa-
len Tochtergesellschaften) rd. 5.200 Arbeitnehmer/innen 
ς davon 3.500 in der EU27.  

In 2011/2012 vollzog die Pfleiderer AG eine wirtschaftliche 
und betriebliche Neuausrichtung der Geschäftsfelder und 
Standorte.  Diese Neustrukturierung war mit einem Ver-
kauf von Unternehmensteilen und einem Abbau der Be-
schäftigung verbunden. Bis zum Jahresende 2012 wurden 
Konzerntöchter in Schweden, Russland und in den USA 
verkauft. Anfang 2013 wurde die Pfleiderer AG schließlich 
auf Beschluss der Hauptversammlung in eine GmbH um-
gewandelt.   

In Verbindung mit den Unternehmensverkäufen reduzier-
te sich die Zahl der Beschäftigten auf ca. 3.200 ς davon ca. 
2.100 in Deutschland und ca. 1.100 in Polen.  Die Beschäf-
tigten in den deutschen Werken werden von  insgesamt 8 
lokalen Betriebsräten vertreten. Es besteht ein KBR und 
seit 2007 ein Europäischer Betriebsrat (EBR).  
 
WILKHAHN ((Wilkening & Hahne, GmbH & Co. KG) ist ein 
weltweit agierendes Premium-Unternehmen in der Büro- 
und Objektmöbelbranche, mit Stammwerk in Deutsch-
land/Bad Münder und Produktionsbetrieben in Spanien 
und Australien. Weltweit beschäftigt Wilkhahn 570 Mitar-
beiterInnen, davon 466 in der EU 27. Die Arbeitnehmerin-
teressen im deutschen Stammwerk werden von insgesamt 
11 Betriebsräten vertreten. Auch ohne formelle Vertre-
tungsstrukturen sucht der Betriebsrat die Zusammenar-
beit mit den Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretun-
gen an den internationalen Standorten. 

 

 
 

IFA seit 11/2011 

WILKHAHN 
IFA seit 03/2009 
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IFA seit 09/2005 

SCHWAN - STABILO ist ein diversifizierter Hersteller in 
der Schreib-, Zeichengeräte und Kosmetikindustrie mit 
weltweit über 4.350 Beschäftigten. In Europa betreibt 
das Unternehmen vier Produktionsstätten mit zusam-
men 2.900 Beschäftigten ς davon zwei in Deutschland 
(mit 1.900 Beschäftigten) und zwei in Tschechien (mit 
900 Beschäftigten).  Außerhalb von Europa bestehen 
Produktionswerke in Malaysia (1), China  (1), USA (2) 
sowie in Kolumbien, Brasilien und Mexico (jeweils 1). Die 
Interessen der Beschäftigten in Deutschland werden von 
lokalen Betriebsräten und einem Gesamtbetriebsrat ver-
treten. Im Nachbarland Tschechien existiert eine betrieb-
liche Gewerkschaftsvertretung nur in einem der zwei 
dort angesiedelten Produktionswerke. In Malaysia konn-
te eine betriebliche Gewerkschaftsvertretung aufgebaut 
werden. In den anderen außereuropäischen Ländern 
fehlen diese Strukturen oder sie befinden sich derzeit im 
Aufbau (Brasilien). 
 
 
STAEDTLER zählt zu den weltweit führenden Herstellern 
und Anbietern von Schreib-, Mal-, Zeichen- und Kreativ-
produkten. Als internationales Unternehmen produziert 
Staedtler an sechs Standorten und beschäftigt weltweit 
ca. 2.200 Mitarbeiter, davon rund 1.500 in Deutschland. 
Innerhalb der EU27 verfügt das Unternehmen über Pro-
duktionswerke in Deutschland (3). Hinzu kommen 3 
Standorte in Indonesien (1) und Thailand (2). Die Be-
schäftigten in Deutschland werden von einem Gesamt-
betriebsrat vertreten.  Betriebliche Interessenvertretun-
gen an den asiatischen Standorten befinden sich im Auf-
bau und werden von Deutschland aus unterstützt. 
 
 
FABER - CASTELL ist das global führende  Unternehmen 
in der Schreib-, Zeichengeräte- und Kosmetik-Industrie 
und produziert weltweit in 10 Ländern und an 15 Ferti-
gungsstandorten mit rund 7.000 Beschäftigten. Das Un-
ternehmen hat Produktionsstätten in Deutschland (2) 
und Österreich (1). Hinzukommen 12 außereuropäische 
Werke in Brasilien (3), Indien und Indonesien (je 2), Chi-
na, Kolumbien, Peru, Costa Rica und Malaysia (je 1).  In 
Deutschland sind zur Zeit ca. 800 Arbeitnehmer/innen 
beschäftigt. Die ArbeitnehmerInnen in Deutschland wer-
den von lokalen Betriebsräten und einem Gesamtbe-
triebsrat vertreten.  

 
 

IFA seit 08/2006 

 
 

IFA seit 03/2000 
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Sozialdialog im Unterneh-
men 
 

α5ƛŜ tŦƭŜƛŘŜǊŜǊ-Welt war auch vor 
unserer IFA keine inhumane und sozial 
zerrüttete Arbeitswüste. Wir haben 
die meisten Werke in europäischen 
Ländern, die bereits auf gesetzlicher 
Basis recht gute Mindestbedingungen 
vorschreiben. Dennoch gibt es viel-
fältige Ansatzpunkte für Verbesserun-
gen, die wir im Rahmen der Sozial-
charta-Gespräche gestalten wollen. 
Die Pfleiderer Sozialcharta ermöglicht 
es uns, eigene Initiativen zu ergrei-
ŦŜƴΦά 

(Frank Bergmann, EBR-Vorsitzender 
Pfleiderer AG) 
 
 

α5ŜǊ 5ƛŀƭƻƎ ǿǳǊŘŜ ŀǳŎƘ ǎŎƘƻƴ ǾƻǊ ŘŜǊ 
Vereinbarung geführt. Die Verein-
barung hat dazu geführt, dass die 
Überprüfung der Sozialstandards Teil 
der vorhandenen Management-
prozesse geworden ist. Dies ist gerade 
bei einem mittelständischen Unter-
nehmen überlebenswichtig für das 
Thema. Sonst würde es immer wieder 
zusätzlich Anstrengungen, Bemühun-
gen und finanzielle Mittel verursachen 
und aus diesem Grunde immer wieder 
in FrŀƎŜ ƎŜǎǘŜƭƭǘ ǿŜǊŘŜƴΦά 

(Olaf Stender, BR-Vorsitzender  
Wilkhahn) 

 
 

Die Erfahrungen in den hier beteiligten Unternehmen zeigen: 
Internationale Rahmenvereinbarungen in multinationalen 
Unternehmen entstehen nicht als isolierte Aktion, sondern 
sie sind zumeist Teil einer integrierten Strategie sozialver-
antwortlicher Unternehmenspolitik. Nahezu alle IFA-
Unternehmen folgen der CSR-Philosophie und haben ent-
sprechende Kodizes und Verfahren mit dem Anspruch einer 
freiwilligen Selbstverpflichtung implementiert . Beispiele sind 
ŘŜǊ α/ƻŘŜ ƻŦ /ƻƴŘǳŎǘά όtŦƭŜƛŘŜǊŜǊύΣ ŘƛŜ αмл-Guiding Princip-
ƭŜǎά όCŀōŜǊ-Castell) oder die Mitgliedschaft im Global Com-
pact (Wilkhahn).  IFAs ergänzen diese Kodizes ς weil sie fun-
damentale  Standards der Beschäftigung und der sozialen 
Sicherheit im Einklang mit den international geltenden ILO-
Konventionen verbindlich, überprüfbar und mitbestimmt im 
Unternehmen verankern.  
 
IFAs funktionieren deshalb nur im Zusammenwirken von 
Gewerkschaften, Betriebsräten und dem Management in 
Unternehmen.  Eine wesentliche Voraussetzung ist der funk-
tionierende Sozialdialog und eine entwickelte Unterneh-
menskultur im Umgang mit den Interessenvertretungen. 
 
Gründe für ein Internationales Rahmenabkommen und 
ebenso die Akteure, die diesen Prozess anschieben, sind 
höchst unterschiedlich. Bei Pfleiderer war der Europäische 
Betriebsrat (EBR) der entscheidende Initiator für die Entwick-
ƭǳƴƎ ǳƴŘ ±ŜǊƘŀƴŘƭǳƴƎ  ŘŜǊ αtŦƭŜƛŘŜǊŜǊ !D {ƻȊƛŀƭŎƘŀǊǘŀά ƛƴ 
2010.  Begünstigt wurde dies durch die Förderung der Euro-
päischen Union. Der Vorteil: die IFA bei Pfleiderer konnte in 
einer 12-monatigen, transnationalen Projektarbeit vom EBR 
vorbereitet, entwickelt, verhandelt und abgeschlossen wor-
den. Die systematische und auf Beteiligung setzende Vorge-
hensweise bei Pfleiderer ist beispielgebend und ein Modell 
für gelungene Praxis. 
 

1.3.  Einblicke: Gründe für den Abschluss Internationaler  
         Rahmenvereinbarungen 



  

Pfleiderer AG Sozialcharta (PASOC) 
 

α5ƛŜ t!{h/ wŀƘƳŜƴǾŜǊŜƛƴōŀǊǳƴƎ ōŜǎǘŜƘǘ ǎŜƛǘ нлмл und geht auf eine Initiative des 
EBR-Pfleiderer zurück, der sich intensiver mit den sozialen Mindestnormen im Unter-
nehmen und der Zusammenarbeit der Arbeitnehmer aller Länder in dieser  Frage 
auseinandersetzen wollte. Im zweiten Schritt wurde die Idee geboren, dies im Rah-
men eines geförderten EU-Projektes zu tun. 
 
Die Erwartungen waren mit Sicherheit sehr unterschiedlich, was auch ein entspre-
chender Workshop vor der Projektdefinition gezeigt hat. Hier reichten die Ideen von 
besserer Vernetzung der nationalen Arbeitnehmergremien bis hin zu internationalen 
Tarifverträgen. Für mich persönlich waren die Zusammenarbeit selbst, der aktive 
Austausch über existierende Zustände, Normen und nationalen Regelungen ein gro-
ßer Gewinn. Meine Zielvorstellung war es, die Unternehmensphilosophie tatsächlich 
ein Stück weit zugunsten der Nachhaltigkeit und weg von reinem Renditestreben und 
deren Randerscheinungen wie z.B. prekärer Beschäftigung zu verschieben.  
 
Dieses Ziel kann aus meiner Sicht nur im Rahmen einer Sozialpartnervereinbarung 
erreicht werden; wir sind stolz drauf, dass wir unsere Ziele im Rahmen unserer EBR-
Praxis weitgehend umsetzen konnten. Die von uns eingebrachten Regelungen zu 
unserem Rahmenabkommen sind sehr umfassend. PASOC spricht in Erweiterung der 
ΰŅƭǘŜǊŜƴΨ LC!s in unserer Branche aktuelle Themen wie Leiharbeit und Nachhaltigkeit 
konkret an, das ist gut. Noch besser ist allerdings, dass uns diese Regelungen zwin-
gen,  uns mit der tatsächlichen Praxis in den Werken des Konzerns auseinanderzuset-
zen und so Abweichungen zur IFA ausdrücklich zu hinterfragen und schrittweise zu 
minimieren. Der systematische und kontinuierliche IFA-Prozess bei Pfleiderer hat uns 
geholfen, unsere Zusammenarbeit im EBR vertrauensvoll und effektiv zu festigen. 
 
Internationale Zusammenarbeit ist heute unverzichtbar, es ist die einzige Möglichkeit 
der Arbeitnehmer mit der Globalisierung auch nur ansatzweise Schritt zu halten. Wir 
werden sie nicht aufhalten aber wir können uns durch intensiven Austausch und Zu-
sammenarbeit auf veränderte Bedingungen und Anforderungen besser vorbereiten. 
Natürlich gehört dazu, dass alle Seiten offen miteinander umgehen und sich auch 
gemeinsam zu Kernfragen positionieren. 
 
Bei Pfleiderer hat es so einen Austausch auch vor PASOC schon gegeben ς auch zwi-
schen Management und EBR. Heute werden Umstände seitens der Arbeitnehmerver-
treter konkreter auf den Prüfstand gestellt und die IFA dient als Argumentationsbrü-
cke. Darüber hinaus gibt es einen offenen Dialog der auch positive Entwicklungen 
fördert, konkrete gemeinsame Projekte im Sinne einer Sozialpartnerschaft haben sich 
dabei bislang allerdings noch nicht ergeben. Das so etwas wünschenswert wäre steht 
ŀǳǖŜǊ CǊŀƎŜΦά 

(Frank Bergmann, EBR-Vorsitzender der Pfleiderer AG auf der PASOC-Konferenz  
im Oktober 2012 in Berlin) 
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Schwan-Stabilo 

α{ŎƘǿŀƴ ƛǎǘ Ŝƛƴ ƛƴǘŜǊƴŀǘƛƻƴŀƭ ŀƎƛŜǊŜn-
des Unternehmen mit Produktions-
standorten in Tschechien, China, Ma-
laysia, USA, Mexico, Kolumbien und  
Brasilien. Es ist unserer Ansicht nach 
unerlässlich, das ein weltweit produ-
zierendes Unternehmen seiner Ver-
pflichtung für gute, sozial gestaltete 
und menschenwürdige Arbeit nach-
kommt und international gültige Re-
geln und Standards einhält. Wir haben 
lange darauf hingewiesen, dass es 
auch für die Firma von Vorteil  ist, 
wenn gelebte Sozialverantwortung  
gegenüber Kunden und in der Öffent-
lichkeit sichtbar wird. Wir haben lange 
dafür geworben, bis unser Unterneh-
men mit der IGM ein Internationales 
Abkommen vereinbart hat.  

Ein wichtiger Anschub für den Ab-
schluss unserer IFA war, dass immer 
mehr Kunden direkt nach einer Sozial-
vereinbarung gefragt haben; daraus 
ergab sich dann ein Recht-
fertigungsdruck für die Firma. Unsere 
IFA hat es dem Unternehmen ermög-
licht, eine abgeschlossene und gelebte 
±ŜǊŜƛƴōŀǊǳƴƎ ǾƻǊȊǳǿŜƛǎŜƴΦά  

Dieter Pfister,  
GBR-Vorsitzender Schwan-Stabilo 
 

Das Zustandekommen der IFA FABER-CASTELL  im Jahre 2000 
ς eine der ersten in deutschen Unternehmen überhaupt ς 
verweist auf einen gänzlich anderen Weg: hier war es das 
Unternehmen selbst, dass auf die IG Metall und die Interna-
tionale Bau- und Holzarbeiter-Internationale zugegangen ist. 
Für Faber-Castell war die Vereinbarung des Rahmenabkom-
mens mit den Gewerkschaften ein konsequent weiterer 
Schritt zur sozialen Ausgestaltung des Unternehmens in ei-
nem globalen Rahmen. Die IFA bei Faber-Castell ist allerdings 
aus einem weiteren Grund bedeutsam: Sie war ein Pilotmo-
dell für andere deutsche Unternehmen in dieser Branche; 
damit hatte sie eine Initialwirkung für den Abschluss von IFAs 
bei den gleichfalls international agierenden Wettbewerbern 
Schwan-Stabilo und Staedtler.  
 
 
Mit argumentativer Unterstützung aus dem IFA-Prozess bei 
Faber-Castell  gelang es auf Initiative des damaligen GBR-
Vorsitzenden von SCHWAN-STABILO nach mehrjährigen An-
läufen und im engen Zusammenwirken mit BHI und IG Metall 
in 2005 ebenfalls  zu einer Vereinbarung zu kommen. Hier 
war es die Aktion des GBR und die Unterstützung durch die 
beteiligten Gewerkschaftsorganisationen, die den Erfolg ge-
bracht haben.   
Eine IFA kann auch auf Druck von außen entstehen, wenn 
Kunden den Nachweis sozialer Standards fordern und sie 
damit eine größere Offenheit beim Management  erzeugen.  
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Sozialcharta Staedtler 

αbŜōŜƴ umfassenden Programmen zu 
Arbeits- und Gesundheitsschutz, zur Mit-
arbeiterfortbildung und der Förderung 
von Vielfalt im Betrieb war vor allem die 
im Jahr 2006 verabschiedete Sozialcharta 
des Unternehmens entscheidend. Sie 
schreibt verbindliche Standards für ge-
rechte und sozialverträgliche Arbeits-
bedingungen fest, die wir in allen Nieder-
lassungen und Produktionsstätten einhal-
ten. 

Ein Leitgedanke aller Unterzeichner der 
Sozialcharta (STAEDTLER, IG-Metall und 
der Internationale Bund der Bau- und 
Holzarbeiter BHI) ist die Betonung der 
Notwendigkeit eines transparenten und 
demokratischen Sozialdialogs und fairer 
Verhandlungen mit den Arbeitnehmer-
vertretungen und ihren Gewerkschaften. 
Dieser Gedanke ist nichts Neues für    
STAEDTLER, denn bereits am 11. Oktober 
1945, direkt nach dem Zweiten Weltkrieg 
und lange bevor das Betriebs-
verfassungsgesetz verabschiedet wurde, 
führte STAEDTLER wieder einen Betriebs-
rat ein.  

Die Sozialcharta beruht auf den grund-
legenden Prinzipien der Menschenrechte 
ǿƛŜ ǎƛŜ ƛƴ ŘŜǊ α!ƭƭƎŜƳŜƛƴŜƴ 9ǊƪƭŅǊǳƴƎ ŘŜǊ 
aŜƴǎŎƘŜƴǊŜŎƘǘŜ όмфпуύάΣ ŘŜǊ α9ǊƪƭŅǊǳƴƎ 
der IAO über grundlegende Prinzipien und 
Rechte bei der Arbeit und ihre Folgemaß-
ƴŀƘƳŜƴ όмффуύά ǳƴŘ ƛƴ ŘŜǊ ŘǊŜƛƎƭƛŜŘǊƛƎŜƴ 
Grundsatzerklärung über multinationale 
Unternehmen und Sozialpolitik der IAO 
(2000) sowie in den OECD-Leitsätzen für 
multinationale Unternehmen (2000) defi-
niert werden. Alle Unterzeichneten haben 
sich verpflichtet, in dieser Richtung zu 
arbeiten, um soziale Gerechtigkeit  und 
eine nachhaltige positive Entwicklung bei 
den Aktivitäten und Unternehmungen  
von STAEDTLER und bei ihren Vertrags-
nehmern und Zulieferern zu ŜǊȊƛŜƭŜƴΦά  

Jutta Hubmann-Bähr, Leiterin Personalwe-
sen bei der STAEDTLER Mars GmbH & Co. 
KG auf der PASOC-Konferenz im Oktober 
2012 
 

In 2006 folgte der Abschluss der IFA bei STAEDTLER. Im 
Selbstbild von Staedtler ist das Rahmenabkommen 
eine Fortsetzung traditionell ausgeübter Sozialverant-
wortung des Unternehmens. Schon vor Abschluss des 
Abkommens bei Faber Castell versuchte der GBR-
Vorsitzend die Unternehmensleitung davon zu über-
zeugen, ein Rahmenabkommen zu unterzeichnen. 
Doch erst die Nachfrage eines Kunden in 2005 führte 
dann dazu, dass konkrete Verhandlungen aufgenom-
men wurden. Im Ergebnis ist es auch bei Staedtler dem 
Drängen der Arbeitnehmervertretung und dem Zu-
sammenwirken von Betriebsrat, IG Metall und BHI zu 
verdanken, dass es dieses Abkommen heute gibt. 
 
 

Beim mittelständischen Möbelhersteller WILKHAHN 
war es die gemeinsame Sichtweise von Betriebsrat und 
Geschäftsleitung, dass freiwillige CSR-Selbst-
verpflichtungen in mittelständischen Unternehmen 
nicht sehr verbreitet sind. Zudem werden Schutzme-
chanismen, die sich an den ILO-Normen ausrichten, bei 
CSR nicht zwingend angewendet.  

α²ƛƭƪƘŀƘƴ Ƙŀǘ ǎƛŎƘ ŘŜǎƘŀƭō ƛƴ нллф ŦǸǊ Ŝƛƴ LƴǘŜǊƴŀǘƛo-
ƴŀƭŜǎ wŀƘƳŜƴŀōƪƻƳƳŜƴ ŜƴǘǎŎƘƛŜŘŜƴά  ς  so der Ge-
schäftsführer Jochen Hahne im Gespräch mit Betriebs-
räten auf dem Europäischen PASOC-Workshop Ende 
Februar 2012 ς αǿŜƛƭ ŦǊŜƛǿƛƭƭƛƎŜ {ŜƭōǎǘǾŜǊǇŦƭƛŎƘǘǳƴƎŜƴ 
allein nicht ausreichen, sondern verbindliche Regelun-
gen im Sinne der IFA-{ǘŀƴŘŀǊŘǎ ƴƻǘǿŜƴŘƛƎ ǎƛƴŘΦά   
 
Ziel aus Sicht des Betriebsrats ist es, αŘƛŜ ŀƳ ŘŜǳǘǎŎƘŜƴ 
Standort geltenden Standards zu den Themen Arbeits-
schutz, Mitbestimmung, gewerkschaftliche Betätigung 
auf das ganze Unternehmen auszuweiten. Das Ab-
kommen ist die Grundlage dafür, dass die internationa-
le Arbeitsnormen wie keine Kinderarbeit, Arbeitssicher-
heit, keine Ausbeutung auch bei Zulieferanten ange-
ǿŜƴŘŜǘ ǿŜǊŘŜƴά  

(Olaf Stender, BR-Vorsitzender Wilkhahn) 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1  Arbeitnehmerrechte:  
Vereinigungs- und Tariffreiheit 

Grundlegende Rechte der ArbeitnehmerInnen in 
der Wirtschaft, am Arbeitsplatz und im Betrieb 
können nur dann erreicht und gesichert werden, 
wenn sich diese gewerkschaftlich organisieren, ihre 
Interessen vertreten und die Arbeitsbedingungen 
frei verhandeln können. 
 
Diese Grundrechte sind in vielen Ländern nicht ge-
geben.  
 
Für die Gewerkschaften ist die Vereinigungs- und 
Tariffreiheit deshalb das wichtigste Recht über-
haupt: Beides ist die fundamentale Voraussetzung 
für die Verwirklichung der Sozial-, Arbeits- und 
Menschenrechte im Arbeitsleben. 
 

ILO Konventionen 
 
Nr. 87 - Vereinigungsfreiheit und 
den Schutz des Vereinigungsrechtes, 
1948 

Nr. 98 ς Vereinigungsrecht und 
Recht zu Kollektivverhandlungen, 
1949 

Nr. 135 - Schutz und Erleichterungen 
für Arbeitnehmervertreter im Be-
trieb, 1971 

Nr. 143 - Missbräuche bei Wande-
rungen und die Förderung der Chan-
cengleichheit und der Gleichbehand-
lung der Wanderarbeitnehmer, 1975 
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 2. IFA ς Schlüsselthemen 
 Vereinbarung von Mindeststandards 
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Gute Praxis 
 

Der EBR als Plattform für transnationale  
Zusammenarbeit  

α5ƛŜ ½ǳǎŀƳƳŜƴŀǊōŜƛǘ ŘŜǊ ŘŜǳǘǎŎƘŜƴΣ ǇƻƭƴƛǎŎƘŜƴ ǳƴŘ 
schwedischen Kollegen hat sich über die Jahre von der 
EBR-Gründung bis heute beständig besser entwickelt. 
Der regelmäßige Austausch im EBR sorgt für Transparenz 
und Vergleichbarkeit in Bezug auf Arbeitsbedingungen 
und Sozialstandards. Wir selbst haben das Ziel formu-
liert, unserer IFA ς über die europäischen Grenzen hin-
aus ςGeltung zu verschaffen. Diese Absicht zum Erfolg zu 
führen geht nur über starke Partner wie die BHI, die 
maßgeblich  die Kontakte zu den Gewerkschaftskollegen 
ƛƴ ŘŜƴ ¦{! ƘŜǊƎŜǎǘŜƭƭǘ ƘŀǘΦά 

(Frank Bergmann, EBR-Vorsitzender bei der Pfleiderer AG) 

 
 

Gewerkschaftliche Organisierung und  
betriebliche Interessenvertretung  

α²ƛǊ ƘŀōŜƴ ǳƴǎŜǊŜ LC! ƎŜƴǳǘȊǘΣ ǳƳ ŜƛƴŜƴ ōŜǎǎŜǊŜƴ Yƻn-
takt mit unseren KollegInnen in anderen Ländern zu be-
kommen und um die Organisierung betrieblicher Inte-
ressenvertretung zu unterstützen.  International gesehen 
haben wir die Unterstützung recht  unterschiedlich er-
lebt. Während sich  in Malaysia mit Unterstützung der 
NCO Büros aus Kuala Lumpur bei Schwan Stabilo eine 
Inhouse-Gewerkschaft gegründet hat, die für die dorti-
gen Bedingungen recht gut funktioniert, war es in Tsche-
chien lange Zeit recht schwierig. In Malaysia und ebenso 
in Tschechien haben wir jetzt den Abschluss eines Fir-
mentarifvertrages erreicht. Beim Audit in den USA haben 
wir den Gewerkschaften einen ungehinderten Zugang in 
die Firma ermöglicht -  ohne die sonst übliche vorherige 
Abstimmung der MitarbeiterInnen.  

Wir haben die Erfahrung gemacht, dass auch  in Deutsch-
land und Europa Betriebsratsbildungen behindert wer-
den. Aus der örtlichen Presse erfuhr der Schwan Be-
triebsrat in Weißenburg, das es beim Versuch einen Be-
triebsrat bei einem Zulieferer zu gründen zu Kündigun-
gen gekommen ist. Daraufhin haben wir bei unserer  
Firmenleitung angemahnt,  dass  sie bei dieser Firma 
gemäß IAO Nr.  87 & 98 und  mit Verweis auf unser 
Rahmenabkommen interveniert. Dies geschah auch um-
gehend und in der betreffenden Firma wurde ein neues 
.ŜǘǊƛŜōǎǊŀǘǎƎǊŜƳƛǳƳ ƎŜƎǊǸƴŘŜǘΦά 

(Dieter Pfister, GBR-Vorsitzender bei Schwan-Stabilo auf der 
PASOC-Konferenz in Berlin im Okt. 2012 
 

IFA WILKHAHN 

Achtung des Rechts der Vereinigungsfrei-
heit und des Rechts auf Tarifvereinbarun-
gen 

α5ŀǎ DǊǳƴŘǊŜŎƘǘ ŀƭƭŜǊ !ǊōŜƛǘƴŜƘƳŜǊκƛƴƴŜƴΣ 
Gewerkschaften zu bilden, ihnen beizutreten 
und Tarifverhandlungen zu führen wird an-
erkannt (IAO-Übereinkommen Nr. 87 und 98).  

Wilkhahn und die Gewerkschaften bzw. Ar-
beitnehmer/-innenvertretungen arbeiten 
offen und im Geiste einer konstruktiven, ko-
operativen Konfliktbewältigung zusammen.  

Der Arbeitgeber soll eine positive Haltung 
gegenüber der Arbeit der Gewerkschaften 
einnehmen und deren Aktivitäten hinsichtlich 
einer gewerkschaftlichen Organisierung der 
Arbeitnehmer/innen gegenüber offen sein.  

Arbeitnehmervertreter/innen dürfen nicht 
diskriminiert werden und haben Zugang zu 
allen Arbeitsplätzen, wie dies die Ausübung 
ihrer Vertreterfunktion erfordert (IAO-Über-
einkommen Nr. 135 und Empfehlung Nr. 
мпоύΦά 
 

IFA STAEDTLER 

α{¢!95¢[9w ƛǎǘ ƎŜƎŜƴǸōŜǊ DŜǿŜǊƪǎŎƘŀŦǘǎ-
aktivitäten positiv und gegenüber gewerk-
schaftlichen Organisierungstätigkeiten of-
ŦŜƴ ŜƛƴƎŜǎǘŜƭƭǘά 
 

IFA PFLEIDERER 

αtŦƭŜƛŘŜǊŜǊ ŦƻƭƎǘ ŘŜƳ ƭŀƴŘŜǎǸōƭƛŎƘ ŜŦŦŜƪǘƛǾs-
ten Verfahren, wenn eine Mitglieds-
organisation des BHI eine gewerkschaftli-
che Anerkennung fordert  (...)   

Pfleiderer sieht in der Beteiligung und Mit-
bestimmung von Arbeitnehmern/innen 
insbesondere auf betrieblicher Ebene einen 
wichtigen Wettbewerbsvorteil und Nach-
haltigkeitsfaktor ( ... )  

Das Unternehmen wird keine Maßnahmen 
mit dem Ziel der Unterwanderung von Ta-
rifstrukturen und der Mitbestimmung um-
ǎŜǘȊŜƴά 
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Unser Standpunkt 
 

Auch in Deutschland und Europa, wo  
Arbeitnehmerrechte anerkannt und 
gesetzlich gesichert sind, müssen diese 
gegen An- und Übergriffe stets neu ver-
teidigt werden! 

Die Gewährleistung einer ungehinderten 
Interessen-vertretung ist auch bei uns 
ein Thema ς wenn z.B. 

Á In Unternehmen die Bildung von 
Betriebsräten verweigert wird 

Á Betriebsräte bei der Ausübung ihres 
Mandats behindert werden 

Á Gewerkschaften der ungehinderte 
Zugang zum Betrieb verwehrt wird 

Á Betriebsräte ausspioniert und über-
wacht werden 

Á Informationen und Auskünfte vor-
enthalten werden 

Á Mitbestimmungsrechte der Betriebs-
räte missachtet werden 

 

Gewerkschaftliche Organisierung 
schützt vor ökonomischer Aus-
beutung und sozialer Unterdrü-
ckung.  

Gewerkschaften und Betriebsräte 
sichern die Rechte und Interessen 
der ArbeitnehmerInnen  ς  lokal, 
regional und weltweit! 
 

Gute Praxis 
 

Information und Austausch  

 αLƳ  !ǳǎǘŀǳǎŎƘ Ƴƛǘ ŘŜƴ YƻƭƭŜƎLƴƴŜƴ in Spanien und Aust-
ralien ist es wichtig zu klären, ob die sozialen Grundbedin-
gungen eingehalten werden. Diesen Austausch starten wir 
jetzt. Im nächsten Schritt gilt es dies auf die Lizenzpartner 
in Japan, Marokko und Südafrika auszuweiten. Dabei ver-
folgen wir den Ansatz,  die im Unternehmen angelegten 
Kanäle (z.B. im Vertrieb oder  beim Qualitätsmanagement) 
für den Austausch mit diesen Gesellschaften zu nutzen 
und diese Wege zur Festigung der Sozialstandards zu 
etabƭƛŜǊŜƴΦά  

(Olaf Stender, BR-Vorsitzender bei Wilkhahn auf der PASOC-
Konferenz in Berlin im Okt. 2012) 

  

 

 

 

Beispiele für positive internationaler Unter-
stützung und Zusammenarbeit von inter-
nationalen, regionalen und lokalen Gewerk-
schaften: 

¶ In Malaysia ergreift die lokale Gewerkschaft die 
Möglichkeit und vereinbart einen Tarifvertrag in 
ŜƛƴŜƳ ȊǳǾƻǊ αƎŜǿŜǊƪǎŎƘŀŦǘǎŦǊŜƛŜƴά ¦ƴǘŜǊ-
nehmen. 

¶ In Indien wird die lokale Gewerkschaft initiativ 
und kann gemeinsam mit dem Audit-Komitee 
erreichen, dass die geplante Schließung einer 
Produktionsstätte rückgängig gemacht wird. 

¶ In Peru werden durch Moderation des BHI 
Verhandlungen mit der zuständigen 
Gewerkschaft zur Bildung einer betrieblichen 
Gewerkschaftsorganisation aufgenommen. 
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Internationale   
Zusammenarbeit 
 

 

Die Vernetzung der Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsvertreter der verschiede-
nen Standorte eines Unternehmens bildet einen wichtigen strukturellen Unter-
bau, um IFAs umzusetzen, ihren bestmöglichen Gebrauch zu erreichen und die 
Einhaltung der Vereinbarung zu überwachen.  

IFAs geben umgekehrt einen Anstoß, die standortübergreifende Vernetzung der 
Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsvertreter im Unternehmen voranzutreiben, die 
zugleich weitere Möglichkeiten der Kooperation und Zusammenarbeit eröffnet.  

Denn multinationale, gewerkschaftliche Netzwerke dienen nicht nur der Umset-
zung der IFAs, sondern ebenso dem kontinuierlichen Austausch von Informatio-
nen, der Diskussion von gemeinsamen Themen, Interessen und Positionen, der 
Entwicklung von interessenvertretungspolitischen Strategien sowie der Vorberei-
tung gemeinsamer Aktivitäten.  

Um hier erfolgreich zu sein, brauchen die betrieblichen Arbeitnehmervertretungen 
die Unterstützung der nationalen, europäischen und globalen Gewerkschafts-
organisationen. 
 
Die Bau- und Holzarbeiter-Internationale (BHI) mit Sitz in Genf leistet diese Un-
terstützung seit vielen Jahren.  

¶ Sie hat alle Internationalen Rahmenabkommen im Holz- und Bausektor mit 
verhandelt und entscheidend begleitet. 

¶ Sie hat ein Muster-Rahmenabkommen als Organisations- und Handlungshilfe 
für die Arbeitnehmervertretungen in multinationalen Konzernen entwickelt. 

¶ Sie ist maßgeblich an der globalen Umsetzung und Weiterentwicklung der IFAs 
beteiligt und wirkt als internationale Regiestelle gegenüber den nationalen und 
lokalen Akteuren 

¶ Sie arbeitet weltweit mit zahlreichen Nicht-Regierungsorganisationen (NRO) 
zusammen und kann wenn notwendig auf staatliche Stellen und wirtschaftliche 
Interessengruppen einwirken.  
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Beschäftigung: Freiwillige, direkte 
und geregelte Arbeitsverhältnisse 

Reguläre und sozial abgesicherte Arbeits-
verhältnisse sind der wichtigste Schutz vor wirt-
schaftlicher und sozialer Armut. Nach Schätzungen 
der ILO arbeitet weltweit die Hälfte aller Beschäftig-
ten unter prekären Bedingungen.  

Etwa 40 Prozent der Menschen leben weltweit in 
Armut. Drei von vier Menschen auf dieser Welt le-
ben ohne jegliche soziale Absicherung. 

1,37 Milliarden Menschen arbeiten zwar, sind aber 
dennoch nicht in der Lage, sich aus der Armut zu 
befreien. Unter den arbeitenden Frauen sind es so-
gar zwei Drittel, die in Jobs ohne Absicherung und 
zu Hungerlöhnen schuften. 
 
Und in Deutschland? 

Jedes fünfte Beschäftigungsverhältnis ist inzwischen 
geringfügig. Über 7 Millionen Menschen arbeiten in 
so genannten Minijobs. Rund 1 Million Arbeitneh-
merInnen befinden sich in der Leiharbeit ς viele von 
ihnen immer noch ungleich behandelt und schlechter 
bezahlt. 

ILO Konventionen 

Nr. 29 ς Zwangsarbeit, 1930 

Nr. 102 ς Mindestnormen der Sozia-
len Sicherheit, 1952 

Nr. 105 ς Abschaffung der Zwangs-
arbeit, 1957 

Empfehlung Nr. 198 ς Arbeitsver-
hältnisse, 2006 

20 
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Gute Praxis 
 

Direkte Anstellung vor Leiharbeit 

α¦ƴƳƛǘǘŜƭōŀǊ ƴŀŎƘ ¦ƴǘŜǊȊŜƛŎƘƴǳƴƎ ŘŜǎ LC!-Pfleiderer 
wandelte sich die betriebliche Diskussion zum Thema 
Leiharbeit. Die Verpflichtung "Direkte Anstellung vor 
Leiharbeit" bot eine gute Basis für die Betriebsräte in 
ŘŜƴ ²ŜǊƪŜƴ ȊǳǊ ±ŜǊƘŀƴŘƭǳƴƎ Ǿƻƴ αŜǉǳŀƭ Ǉŀȅά-
Regelungen und führte zu entsprechenden Betriebsver-
einbarungen. Auch die polnischen Arbeitnehmervertre-
ter sprachen die Thematik sehr offensiv an und so konn-
te im letzten betrieblichen Audit auch die bisherige Pra-
xis im Umgang mit Leiharbeit ein stückweit zu Gunsten 
der Beschäftigten verschoben werden. Das Ergebnis die-
ser Diskussion: mehr und schnellere Übernahmen in re-
ƎǳƭŅǊŜ .ŜǎŎƘŅŦǘƛƎǳƴƎΦά 

(Frank Bergmann, EBR-Vorsitzender bei der Pfleiderer AG) 
 
 

Betriebsvereinbarung  
zur Leiharbeit bei STAEDTLER 

α5ŜǊ 9ƛƴǎŀǘȊ Ǿƻƴ ½ŜƛǘŀǊōŜƛǘ ƛǎǘ ŀǳŦ ŘƛŜ 5ŜŎƪǳƴƎ Ǿƻƴ tŜr-
sonalbedarfen mit einer voraussichtlichen Dauer von 
maximal drei Monaten beschränkt. Wird im Laufe des 
Einsatzes festgestellt, dass der Personalbedarf über ei-
nen Zeitraum von drei Monaten hinaus weiterhin be-
steht, so ist ein weiterer Einsatz von Zeitarbeit zur De-
ckung dieses Personalbedarfes nur unter Anwendung 
ŘŜǊ DǊǳƴŘǎŅǘȊŜ ŘŜǎ αŜǉǳŀƭ Ǉŀȅά ōƛǎ Ȋǳ ŜƛƴŜǊ DŜǎŀƳǘŘŀu-
er von maximal sechs Monaten möglich. Vorzugsweise 
ist ab dem vierten Monat eine befristete oder unbefris-
tete Einstellung zur Deckung des Personalbedarfes vor-
zunehmen. Ist bereits zum Zeitpunkt des Entstehens des 
Personalbedarfes ersichtlich, dass dieser voraussichtlich 
für eine Dauer von länger als drei Monaten bestehen 
wird, darf kein Zeitarbeiter eingesetzt werden. In diesem 
Fall ist eine befristete Einstellung vorzunehmen. (...) In 
keinem Fall darf die Anzahl der eingesetzten Zeitarbeiter 
einen Anteil von 5% der bei STAEDTLER in Deutschland 
ōŜǎŎƘŅŦǘƛƎǘŜƴ DŜǎŀƳǘōŜƭŜƎǎŎƘŀŦǘ ǸōŜǊǎǘŜƛƎŜƴά 

(GBR-±ŜǊŜƛƴōŀǊǳƴƎ α9ƛƴǎŀǘȊ Ǿƻƴ ½ŜƛǘŀǊōŜƛǘ ƛƳ {ƛƴƴŜ ŘŜǎ !r-
beitnŜƘƳŜǊǸōŜǊƭŀǎǎǳƴƎǎƎŜǎŜǘȊŜǎ ōŜƛ {¢!95¢[9wάύ 

 

IFA PFLEIDERER 

Beschäftigungsverhältnis und direkte 
Anstellung  

άPfleiderer erkennt seine soziale Verant-
wortung gegenüber allen beschäftigten 
Arbeitnehmern/innen an und agiert ent-
sprechend dem Arbeitsrecht und der Ge-
setzgebung über soziale Sicherheit sowie 
den sich aus dem regulären Beschäfti-
gungsverhältnis ergebenden Regeln.  

Personalabbau durch Kündigung ist immer 
letztes Mittel und soll durch alle geeigneten 
Mittel (z.B. Kurzarbeit, freiwilliges Aus-
scheiden) vermieden werden. 

Direkte Anstellungsverhältnisse (Normalar-
beitsverhältnisse) haben bei Pfleiderer 
grundsätzlich Vorrang vor Beschäftigung 
durch Dritte.  

Befristungen werden im gesetzlichen und 
nur im unbedingt notwendigen Rahmen 
angewandt. 

Dienstleistende Unternehmen müssen ge-
währleisten, dass die Arbeitnehmer/innen 
nicht als Selbständige geführt werden, 
wenn sie direkt angestellt sind (z.B. Schein-
selbständigkeit).  

Alle Arbeitnehmer/innen erhalten einen 
Nachweis/Dokument der für ihr Arbeitsver-
hältnis geltenden wesentlichen Bedingun-
gen gem. den jeweiligen nationalen gesetz-
lichen Regelungen.ά 

 

IFA WILKHAHN 

α²ƛƭƪƘŀƘƴ ǎǘǊŜōǘ ŀƴΣ [ŜƛƘŀǊōŜƛǘ ό.ŜǎŎƘŅŦǘƛ-
gungen über Dritte) auf ein Minimum zu 
ōŜǎŎƘǊŅƴƪŜƴ όL!h 9ƳǇŦŜƘƭǳƴƎ мфуύΦά 

 

IFA SCHWAN-STABILO 

αbŜōŜƴ ŘŜƴ YŜǊƴŀǊōŜƛǘǎƴƻǊƳŜƴ ŘŜǊ ƛƴǘŜǊ-
nationalen Arbeitsorganisation (IAO) sind 
Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen 
einzuhalten, die mindestens den Erforder-
nissen von vereinbarten Tarifverträgen 
und/oder der nationalen Gesetzgebung 
ŜƴǘǎǇǊŜŎƘŜƴΦά 
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Gute Praxis 
 

Fortschritte in Tschechien  

α!ǳŦ ǳƴǎŜǊŜƳ ²ŜƎ ȊǳǊ {ŎƘŀŦŦǳƴƎ ǾŜǊƎƭŜƛŎƘōŀǊŜǊ {ǘŀn-
dards für die Beschäftigten in Europa sind wir in Tsche-
chien ein großes Stück weiter vorangekommen. Die dort 
Beschäftigten erhalten jetzt vergleichbare Leistungen 
wie unsere KollegInnen in Deutschland. Zu nennen sind 
hier: Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld, Überstundenzu-
schlag, Bezuschussung Erholungsurlaub, Zusatzrenten-
versicherung, Schicht- u. Nachtschichtzulagen, Essenszu-
ǎŎƘǳǎǎΦά 

(Dieter Pfister, GBR-Vorsitzender bei Schwan-Stabilo) 
 

 

Mitarbeiterbindung und langfristige  
Beschäftigung  

αLƳ ±ŜǊƎƭŜƛŎƘ Ȋǳ ŘŜƴ ŜǳǊƻǇŅƛǎŎƘŜƴ [ŅƴŘern kann in den 
langfristigen Arbeitsverhältnissen besonders 
in Asien und Lateinamerika eine tendenziell höhere Per-
sonalfluktuation festgestellt werden. Frühzeitig die Po-
tenziale der Mitarbeiter erkennen und sie durch Schu-
lungen, Fortbildungsprogramme und gutes Personalma-
nagement zu fördern ist bedeutend für eine langfristige 
Mitarbeiterbindung und für wirtschaftlichen Erfolg. 
Durch langfristige Beschäftigungsverhältnisse kann das 
Produktions-Know-how kontinuierlich verbessert wer-
den. 

(Nachhaltigkeitsbericht Faber-Castell 2011) 

 
 
 

 

IFA FABER - CASTELL 

Freiwillige Beschäftigung  

α9ǎ ŘŀǊŦ ƪŜƛƴŜ ½ǿŀƴƎǎ- oder Pflichtarbeit 
geben (ILO-Übereinkommen Nr. 29 und 
105). Arbeitnehmer/innen dürfen nicht 
ƎŜȊǿǳƴƎŜƴ ǿŜǊŘŜƴΣ ŜƛƴŜ αYŀǳǘƛƻƴά Ȋǳ Ƙƛn-
terlegen oder Identitätspapiere beim Ar-
ōŜƛǘƎŜōŜǊ ŀōȊǳƎŜōŜƴΦά 

Beschäftigungsbedingungen werden 
festgelegt 

α5ƛŜ ±ŜǊǇŦƭƛŎƘǘǳƴƎŜƴ ŘŜǎ !ǊōŜƛǘƎŜōŜǊǎ Ǝe-
genüber Arbeitnehmer/innen hinsichtlich 
der nationalen Arbeitsgesetzgebung und 
der Regelungen zum sozialen Schutz auf der 
Grundlage eines regulären Beschäftigungs-
verhältnisses werden eingehalten. Das Be-
schäftigungsverhältnis soll in einer schriftli-
ŎƘŜƴ ±ŜǊŜƛƴōŀǊǳƴƎ ŦŜǎǘƎŜƘŀƭǘŜƴ ǿŜǊŘŜƴΦά 

  

Unser Standpunkt 
 

Reguläre Beschäftigung und direkte Anstellung bzw. der Widerstand gegen ausufernde 
Leiharbeit, Mehrfach-befristungen und Outsourcings von Stammbelegschaften ist auch 
in 2012 eine Daueraufgabe von Betriebsräten. 
 
Die IFA-Regelung verbietet missbräuchliches Outsourcing zur Unterlaufung von  Tarifver-
ǘǊŅƎŜƴΣ ŘƛŜ .ŜŦǊƛǎǘǳƴƎ Ǿƻƴ !ǊōŜƛǘǎǾŜǊƘŅƭǘƴƛǎǎŜƴ ŀƭǎ 5ŀǳŜǊƳŀǖƴŀƘƳŜΣ α!ǊōŜƛǘ ŀǳŦ !ōǊǳŦά 
und den ungeregelten Einsatz von Leiharbeit-nehmerInnen. Auch externe Auftrags-
vergaben über Werkverträge gehören immer auf den Prüfstand.  
 
Betriebsräte sind aktiv  ς  z.B. mit Betriebsvereinbarungen zu Equal pay oder auch im 
Hinblick auf eine kontinuierliche Personalplanung und Personalentwicklung ς  um  re-
guläre und direkte Beschäftigungsverhältnisse zu schaffen und diese sicherer zu ma-
chen. 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kinderarbeit ist in Europa kein Thema!  
Kinderarbeit in ihren extremsten Formen exis-
tiert allein in den wirtschaftlich und sozial un-
ter-entwickelten Weltregionen! ς so die Auf-
fassung vieler KollegInnen. 

Richtig ist: Die Ergebnisse von millionenfacher 
Ausbeutung von Kindern kommen auch bei 
uns an! Ob bei Textilien, Lebensmittel oder 
Spielzeug ς in vielen importierten Produkten 
und Konsumgütern steckt die menschenver-
achtende Ausbeutung von Kindern. Die Zahl 
der regelmäßig arbeitenden Kinder im Alter 
von 6-14 Jahren wird von der ILO weltweit auf 
mindestens 250 Millionen geschätzt. Deshalb 
gilt es, alle Formen von Kinderarbeit internati-
onal zu ächten und diese weltweit zu beseiti-
gen! 

Alle Kinder haben das unveräußerliche Men-
schenrecht auf individuelle Entwicklung, 
Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung und 
Missbrauch, auf Lernmöglichkeiten und Bil-
dung, auf soziale Förderung. 
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Verbot von Kinderarbeit 

ILO Konventionen 

Nr. 138  ς Mindestalter, 1973 

Nr. 182 ς Verbot und unverzügliche 
Maßnahmen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderar-
beit, 1999 




